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Anfrage"beantwortung 

Eine Anfrage der Ä"bg,:,ordnFjten Dr. H e t zen aue r und Genossen, 

die am 23. März d.J. die Ausar"beitung einer allgemeinen Dienstanweisung 

für das Strafvollzugs personal und einer Hausordnung für gerichtliche Straf­

vollzugsanstalten urgiert hatten, hat Bu.ndesminister für Justiz 

Dr. T s c h ade k mit nachstehenden Ausführungen beantwortet: 

Im Straf- und Erziehungsvollzug, wie er zurzeit in den österreichi­

schen Justizanstalten durchgeführt Ydrd, sind Angehörige der verschiedensten 

Berufe b eschäfti-gt. Ne"ben den Justizwache"b eamten, oie. etwa 4 Fünftel des 

gesamten Personalstandes im Strafvollzug ausmachen, gibt es Erzieher, Ärzte, 

Seelsorger, Psychologen, Sozialfürsorger, Lehrer, Kanzleidienst~ Landwirte, 

Pflegepersonal, technischen Hilfsdienst Uhd Ar"beiter (Ziogelbrenner, 

Schaffer usw.). 

Besondere Dienstvo rschrift en b cstehen der zei t.mur für di e Justiz­

wachebediensteten, und zvmr die Allgemeine Dienstvo rschrift für Gefangen­

aufseher vom 7. März 1914, JI-/fVBl. Ur o 23, und die Allgemeino Dienstvorschrift 

für Gefangenaufseherinnen vom gleichen Tage, JMVBloNr.24. Sle enthalten 

spezie lle, auf den Jus tizwachclienst ausg ericht ete ':-reisungen, welche die 

Angehörigen dieses Berufsz'woiges "b ei der Ausü"bung ihres Dienstes zu "beacht en 

ha"ben. DiGse Bestimmungen sind teilweise veraltet, weil sich seit der Erlassung 

dieser Vorschriften nicht nur die Zeitumstände und die sozialen Verhältnisse, 

sondern auch die Ansichten ü"bnr die Durchführung dos Dienstes im Strafvollzug 

geändert haben. 

Der vleitaus grössere Teil dL)S8r Vorschriften gilt jedoch auch heute 

noch in vollem Umfang. Die veralteten Vorschriften werden enh'i;3der nicht mehr 

ange·wendet,.oder sie wurden a"bgcänd8rt, z.B D die Bestimmunc,:m über den·Waffen­

ge"brauch der JustizvIaehe (BGBL 11 Nr. 165/1934), oder sie 'wurden ergänzt, 

z.B. durch die Bestimmungon der §§ 622 ff Geo .. , durch Dienstanweisungen 

(Uniformierungsvorschrift - Massavorschrift) und durch Erlässe. Dadurch Vlar 

es möglich, die Dinnstvorschriftcn immer auf dem laufenden zu halten und sie 

. dun jevloiligen Erforclernissen anzupassen. 

Daran, dass diese Dienstvorschriften im Zuge cler Reform und Moderni­

sierung des Strafvollzuges Vioi t <Jr erneu21.'t, er gänzt und vor allem in üb er­

sichtlicher i7oiso zusammengofasst ','Jordon müssen, bIBsteht kein Zweifel. Aus 

dom Umstand a"ber, dass sich aus dem F'ohlen diesur Neufassung !:'.sch keine:dlei 
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Schwierigkoiten von Bedeutung im Dienst ergeben haben, glaube ich den 

Schluss ableit on zu können, dass diese Ntmfassung nicht so vordringlich 

ist, dass ihr gegenüber alle anderen gesetzgeberischen Arbeiten auf dem 

Gebiete des Strafvollzuges zurückgestellt werden sollten. Um ~enigstens die 

Vorarbeiten für diesen Teil der Reform auf dem Gebiete des Strafvollzuges in 

Angriff zu nehmen, wurde eine Kommission von leitonden Strafvollzugsbe­

diensteten gebildet, die bis Ende sli·~ses Jahres Vorschläge und Anregungen 

für die Erneuerung der Dienstvorschriften orstatten wird. 

Hinsichtlich der anderen im Straf- und Erziehungsvollzug beschäftig­

ten Bediensteten der verschiedensten BerufsZ1:7eige fehlt es noch an allgemeinen 

Dienstvorschriften, und zwar in der Hauptsache deshalb, weil die seit Jahren 

im Zuge befindliche Reform auf dem Gebiete des Straf- und Erziehupgsvoll­

zuges wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Ergebnisse der gleichzüitigen 

Reformbestrebun-gen auf dem Gebiete des Straf .... und Strafvorfahrensrechtes 

:für die Weiterentwicklung des Strafvollzuges und wegon des Fohlens ausreichon­

der Geldmitt8l noch nicht zum Abschluss ~bracht werden konnte. Hand in Hand 

mit der Entwicklung der Reformbestrebungen werden immer neue Borufszweige 

zur Mitarbeit im Straf- und ErzL)hungsvollzug herangezogen und es wird da­

durch stets eine Verschiebung eines schon als festgolegt angesehenen Wirkungs­

bereiches notwendig. Eine solch2, noch im Fluss befindlicho, keineswegs 

schon abgeschlossene Ent'Vlicklung eigm;·t sich nicht besonders für die g8naue 

Festlegung bestimmter Kompetenzen innerhalb des Bereiches des Strafvollzuges, 

weil durch die noch beabsichtigte Schaffung neuer Einrichtungen (Ausbreitung 

des ErziehungsgE:dankens im Strafvollzug an Erwachsenen, Klassifizierung der 

Gefangenen, Schaffung von Beobachtungsanstalten) und durch die Heranziehung 

neuer Borufszweig~ z.B. von PSYChiatern, Pflegepersonal, Bewährungshelfern 

usw.,in den Dienst des Strafvollzuges, diese Kompetenzbestimmungen zurzeit 

nicht endgültig festgelegt werden können. 

Vorarbeiten in dieser Richtung sind jedoch auch auf diesem Gebiete 

unternommen wordEln. So .... vurde ein8 Abgrenzung des TIirkungsbereiches der 

hauptamtlichen Anstaltsärzte in der Dienstvorschrift Iür den Betrieb und die 

Unterbringung von Gefangenen in der Lungenheilstätte Wilhelmshöhe 

(JMZl. 45.355/55) und d.n der vorläufigen Betriebsordnung für das Anstalts­

spital der Männcrstrafanstalt Stein (1958) vorgenommen, Cli;::' auch auf die 

anderen mit Anstaltsspitälorn ausgestatteten Justizanstalten ausgedehnt 

werden soll. Der Aufgabenbereich der in einigen Justizansta:t~n tätigen 

Sozialfürsorger wurde mit dem ho. Erlass vom 24. Juli 1952, Zl. 44.904/~2, 
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Tatsächlich sind dom Bund8s8ilüstcrium für Justiz bishür auch auf 

dics.::n G",bi.::::tc nur rn.::hr vI0nigo Fäl18 bekannt govJordon, dass sich in d;Jr 

F!'c:..:ds Üb0rschn,;idung8n von Komp8tenzon ;rg"b on hätten. Zumeist ar,gibt sich 

s'),',ohl daG Lufgabongebict als auch dor Zustündigkoi tsberoich dar einzelnen 

i:;, ::;tr(~fv01lzuGsdismst b cschäftigton Berufe schon aUS dar Natur der SachG. 

In Z,:;·t.dfülsfällon crg.oht eine aufsichtsb0hördliche Rogelung. 

Luch auf di 2som G6bi:;;)te erachte i eh daher die Erlassung neuer 

Jicnst'fcrschriften zWar 'Vvohl für notwendig und vJÜnschcnswert, nicht abor 

1":1' unlH;dingt vordringlich. Auf Grund der bostohond.::n Plänü zur Reform 

1,111'::' ?,:odcrnisierung d~s Strafvollzuges und auch auf Grund des in der .Anfrage 

::iticrtcnErk,_'nntnisses dos Verfassungsgorichtshofos erscheint mir die 

1:.usnrb.::itung der Entwürfe eines Strafvqllzugsg2sotz,~s und einor Durchf'ührungs­

.... c:rordnung zu diosom besondors notwondig und vo rdringlieh, und i eh habo 

daher die Weisung erteilt, zunächst diese üb0raus schwierigen gesetz­

c'..:b(;rischcn .b.rboi ton zum Abschluss zu bringen. :Nach Beendigung d-:,escr .b.rboit 

';;ird 8..'1 die l:..usarboi tung 8inc:r Dienst- und Betrieb sordnung für dis Justiz-

nnst alten herangegangen 1flerdon, die unter anderem auch iib er die Funktion<:)n 

c:cs im Straf- und Erziehungsvollzug tätige; n Personal s, üb8r das ihm zukommon­

d\] l.ufgabengebiet und dossen ll.bgrmzunt:; in übr;rsichtlichor 'iT"oise .b.uskunft 

[;co.:m soll. Erst im Anschluss an (11,:;so Ros'elung wird die lwsarbei tung neuer 

Hausordnungen für die vorschiodcn,m Kat,-,gorien von Insassen d~)r Justizanstalton 

in i..ngriff genommon vJorden' könnon. 

Wie schon der Vorfassungsg~richtshof in soinom Erk ;~~tnis vom 

14. M2.rz 1959, V 19/58/9, zum l,.usdru,ck g_bracht hat, bedarf auch di3 Regelung 

cl.:;r !;:at orie des St:rafvo llzugos und der Behandlung der Unt crsuchungsgefangenen 

der g.:::sotzlichen Grundlago. Di0s8 fehlt bisher übc]rhaupt, weil weder das 

Strafgesetz noch die Strafprozcssges0tzo grundsätzliche Bestimmungen über 

d.en Strafvollzug 'fUld s::dne Durchführung mithalten. Da somit eino g8setzliche 

Grundlage für die Erlassung von YororcLnungon im Sinne, der B8stimmungon dos 

':'rt. 18 BVG. zurzeit fehlt und ich auch nicht ervJarten kann, dass mir gerade 

(,',uf diesom Gebiete ein sogonannt8s selbständiges V8rordnungsrecht eingoräumt 

~,~irde, muss das künftige Strafvollzuesgcsütz abgGVlartct v/orden. Erst dann 

".:crdo ich in der Lage sGin, dom Nationalrat den Entwurf fur 8in0 nauo 

:::-iUsordnung für die Justizanstal ton vorzull.:gen. 
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